
(ID: 4011)

Synopse

Änderung PVG

Geltendes Recht Vernehmlassungsversion GSD 14. Januar 2020

Gesetz
über die Verbilligung von Prämien der Krankenversicherung
(Prämienverbilligungsgesetz)

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

beschliesst:

I.

Gesetz über die Verbilligung von Prämien der Krankenversicherung (Prämienver-
billigungsgesetz) vom 24. Januar 1995 (Stand 1. Januar 2019) wird wie folgt ge-
ändert:

§  5
Persönliche Voraussetzungen

1 Anspruch auf Prämienverbilligung haben Personen mit steuerrechtlichem 
Wohnsitz im Kanton Luzern, die einem vom Bund anerkannten Krankenversiche-
rer angeschlossen sind.

2 Personen, die gemeinsam besteuert werden, haben einen Gesamtanspruch auf 
Prämienverbilligung, der bei getrennter Auszahlung nach Anzahl der berechtigten 
Personen aufgeteilt wird. Eine Teilzahlung darf in keinem Fall die anrechenbare 
Prämie der berechtigten Person übersteigen.

3 Massgebend sind die persönlichen und familiären Verhältnisse am 1. Januar 
des Jahres, für welches Prämienverbilligung beansprucht wird. Für Personen, die 
aus dem Ausland zuziehen, sind die persönlichen und familiären Verhältnisse im 
Zeitpunkt des Zuzuges massgebend. Vorbehalten bleibt § 8a.

3 Massgebend sind die persönlichen und familiären Verhältnisse am 1. JanuarNo-
vember des JahresVorjahres vor dem Jahr, für welches   das Prämienverbilligung 
beansprucht wird. Für Personen, die aus dem Ausland zuziehen, sind die persön-
lichen und familiären Verhältnisse im Zeitpunkt des Zuzuges massgebend. Vor-
behalten bleibt § 8a.

§  8
Sonderfälle
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1 Der Anspruch von Personen, die an der Quelle besteuert werden, wird aufgrund 
von 75 Prozent des der Quellensteuer zugrundeliegenden Einkommens berech-
net.

2 Personen, die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV beziehen, haben Anspruch auf 
Verbilligung der vollen Durchschnittsprämie gemäss dem Bundesgesetz über Er-
gänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung vom 
6. Oktober 20061, sofern die Voraussetzungen von § 5 Absätze 1 und 3 erfüllt 
sind. Für das Verfahren gelten sinngemäss die Bestimmungen über die Ergän-
zungsleistungen. Die §§ 12, 13 Absatz 1, 14, 15 und 17 Absatz 1 finden keine 
Anwendung.

2 Personen, die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV beziehen, haben Anspruch auf 
Verbilligung der vollen Durchschnittsprämie gemäss dem Bundesgesetz über Er-
gänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung vom 
6. Oktober 20062; höchstens jedoch der tatsächlichen Prämie, sofern die Voraus-
setzungen von § 5 Absätze 1 und 3 erfüllt sind. Für das Verfahren gelten sinnge-
mäss die Bestimmungen über die Ergänzungsleistungen. Die §§ 12, 13 Absatz 1, 
14, 15 und 17 Absatz 1 finden keine Anwendung.

3 Personen, die wirtschaftliche Sozialhilfe gemäss den §§ 27 Absatz 1, 53 Absatz 
1 oder 54 Absatz 1 des Sozialhilfegesetzes vom 16. März 20153 beziehen und 
deren Anspruch auf Prämienverbilligung von Bundesrechts wegen nicht sistiert 
ist, haben vorbehältlich § 7 Absatz 7 Anspruch auf Verbilligung der vollen Richt-
prämie. Der Anspruch besteht auch rückwirkend für die Zeit, für die die versicher-
te Person gestützt auf Artikel 64a Absatz 2 KVG betrieben wurde. Die §§ 12, 13 
Absatz 1, 14 und 15 finden keine Anwendung. Diese Regelung gilt nicht für hilfe-
bedürftige vorläufig aufgenommene Personen und für hilfebedürftige vorläufig 
aufgenommene Flüchtlinge, soweit die Kosten für die wirtschaftliche Sozialhilfe 
vom Bund übernommen werden.

4 In Ausbildung stehende Personen unter 25 Jahren, die bei ihren unterhalts-
pflichtigen Eltern wohnen, haben mit diesen zusammen einen gemeinsamen An-
spruch auf Prämienverbilligung im Sinn von § 5 Absatz 2. Der Anspruch wird auf-
grund der Einkommen und Vermögen sowie der Prämien der in Ausbildung ste-
henden Personen und ihrer Eltern berechnet.

§  9
Kontrolle der obligatorischen Krankenversicherung

1 SR 831.30
2 SR 831.30
3 G 2015 253 (SRL Nr. 892). Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.

http://db.clex.ch/link/Bund/831.30/de
http://srl.lu.ch/data/892/de
http://db.clex.ch/link/Bund/831.30/de


- 3 - (ID: 4011)

Geltendes Recht Vernehmlassungsversion GSD 14. Januar 2020

1 Die Organe der Prämienverbilligung kontrollieren in Zusammenarbeit mit den 
Einwohnerkontrollen die Erfassung der nach Bundesrecht obligatorisch zu ver-
sichernden Personen.

1 Die Organe der Prämienverbilligung kontrollieren in Zusammenarbeit mit den 
Einwohnerkontrollen die Erfassung der nach Bundesrecht obligatorisch zu ver-
sichernden Personen. Die zuständige Dienststelle meldet dem Sozialversi-
cherunszentrum, wenn sie einer Ausländerin oder einem Ausländer eine Grenz-
gängerbewilligung erteilt hat.    

2 Das Sozialversicherungszentrum kann mit Krankenversicherern besondere Ver-
einbarungen treffen, um eine einfache Kontrolle zu gewährleisten.

3 Die Bestimmungen dieses Gesetzes über Aufsicht, Durchführung und Verfahren 
sind sinngemäss anwendbar.

§  13
Auskunfts- und Schweigepflicht

1 Personen, die Anspruch auf Prämienverbilligung erheben, sowie ihre gesetzli-
chen oder bevollmächtigten Vertreter haben den zuständigen Organen die nöti-
gen Auskünfte wahrheitsgetreu zu erteilen, nötigenfalls zu belegen und eingetre-
tene Änderungen umgehend mitzuteilen. Soweit erforderlich, haben sie Behör-
den und Institutionen zur Auskunftserteilung zu ermächtigen.

2 Die Verwaltungs- und Rechtspflegeorgane des Kantons und der Gemeinden, 
die Krankenversicherer sowie Stellen oder Personen, die anspruchsberechtigte 
Personen unterstützen, sind verpflichtet, den zuständigen Organen kostenlos die 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen und die nötigen Unterlagen einzureichen.

3 Die Krankenversicherer haben dem Sozialversicherungszentrum folgende Da-
ten mitzuteilen:

a. die bundesrechtlich vorgeschriebenen Daten,

b. die Prämien der Krankenpflege-Grundversicherung, die für versicherte Perso-
nen mit Wohnsitz im Kanton geschuldet sind.

b. die Prämien der Krankenpflege-Grundversicherung, die für versicherte Perso-
nen mit Wohnsitz im Kanton geschuldet sind.,

c. den Beginn und allenfalls das Ende des Versicherungsverhältnisses.

3bis Die Krankenversicherer teilen dem Sozialversicherungszentrum die Daten 
nach Absatz 3 auf Anfrage im Einzelfall oder auf Anfrage betreffend den Ver-
sichertenbestand mit. 
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4 Alle Personen, die mit der Durchführung dieses Gesetzes betraut sind, haben 
über ihre Wahrnehmungen Verschwiegenheit zu bewahren. Artikel 33 des Bun-
desgesetzes über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts ist an-
wendbar.

§  20
Auszahlung und Verzinsung

1 Ist gegen die Verfügung gemäss § 17 Absatz 1 keine Einsprache erhoben wor-
den oder ist eine Verfügung in Rechtskraft erwachsen, veranlasst das Sozialver-
sicherungszentrum die Auszahlung der Prämienverbilligung an den jeweiligen 
Krankenversicherer.

1 Ist gegen die Verfügung gemäss § 17 Absatz 1 keine Einsprache erhoben wor-
den oder ist eine Verfügung in Rechtskraft erwachsen, veranlasst das Sozialver-
sicherungszentrum die Die Auszahlung der Prämienverbilligung erfolgt bargeld-
los an den jeweiligen Krankenversicherer. Der Regierungsrat kann die Auszah-
lung geringfügiger Beiträge ausschliessen.

2 Die Auszahlung erfolgt bargeldlos. Der Regierungsrat kann die Auszahlung ge-
ringfügiger Beträge ausschliessen.

2 aufgehoben

3 Auf Leistungen, die nach diesem Gesetz ausgerichtet werden, sind weder Ver-
gütungs- noch Verzugszinsen geschuldet.

4 Die Krankenversicherer legen dem Sozialversicherungszentrum die Jahresrech-
nung über die erhaltenen Zahlungen für die Prämienverbilligung bis zu einem 
durch den Regierungsrat zu bestimmenden Termin vor. Der Inhalt der Jahres-
rechnung richtet sich nach dem Bundesrecht.

5 Das Sozialversicherungszentrum hat den jeweiligen Krankenversicherern peri-
odisch Zusammenstellungen der bei ihnen versicherten Personen zu liefern, die 
Prämienverbilligung erhalten haben. Die Zusammenstellungen haben die Daten 
gemäss § 13 Absatz 3a zu enthalten.

§  25b
Übergangsbestimmung zur Änderung vom

1 Für die Prämienverbilligung für das Jahr 2021 sind die persönlichen und finanzi-
ellen Verhältnisse am 1. Januar 2021 massgebend. 

II.

     Keine Fremdänderungen.
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III.

     Keine Fremdaufhebungen.

IV.

     Die Änderung tritt am 1. Juli 2021 in Kraft. Sie unterliegt dem fakultativen Refe-
rendum.

Luzern,

Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident:
Der Staatsschreiber:


